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Der Ausgleich zwiſchen der Stadtgemeinde Leoben und 
den Beſttzern des bürgerlichen Factorievermögens. 
Von Dr. Moriz Caſpaar. 

(Fortſetzung.) 


Bereits in den Dreißiger⸗Jahren war das erſte Mal ein ſolcher 
Ausgleich angebahnt worden, jedoch nicht zu Stande gekommen. 

Die durch die Verhältniſſe bedingten Gegenſätze kamen jedoch zum 
erſten Male förmlich zum Ausdrucke, als die Gemeinde Leoben mit dem 
bürgerlichen Wirthſchaſtsausſchuſſe im Jahre 1867 einen Ausgleich 
vereinbarte, nach welchem der Gemeinde eine Abfindungsſumme von 
200.000 fl. ausgezahlt werden ſollte. Dieſer Ausgleich wurde von der 
Bezirksvertretung Leoben beſtätigt, vom Landesausſchuſſe aber über Be⸗ 
ruſung mehrerer Gemeindegenoſſen aufgehoben. 

Die Entſcheidung des Landesausſchuſſes Graz vom 23. Jänner 1869 
ſtützt ſich im Weſentlichen darauf, daß die Abſtimmung in der Gemeinde⸗ 
ausſchußſitzung aus dem Grunde illegal war, weil ſämmtliche Mitglieder 
des Ausſchuſſes als beantheilte Bürger zugleich Privatbetheiligte waren, 


n ſeit dem Jahre 1792 die Verwaltung des Vermögens unter 
genau begrenzter Mitwirkung der Gemeinde ſelbſtſtändig geführt; die Zahl 
der von den Bürgern ſelbſt gewählten Ausſchüſſe überſtieg nach den 
F des Nomales jene der Gemeindevertreter, ſowie auch der 
Vorſteher aus den von den beantheilten Bürgern gewählten Ausſchüſſen 
zu entnehmen war. Die 152 betheiligten Bürger haben über die nach 
Deckung des Gemeindeaufwandes ſich ergebenden Ertragsüberſchüſſe ver⸗ 
fügt und haben aus dieſen nicht unbedeutende Ameliorationen und 
Ankäufe von Grundcomplexen zur Vergrößerung des Stammvermögens 
beſtritten. Eine Verwaltungsbehörde konnte unter den vorliegenden Ver⸗ 
hältniſſen keinesfalls über die Eigenthumsfrage entſcheiden. 6 
Mit dieſer Entſcheidung war der erfte zur definitiven Verhandlung 
gelangte Verſuch einer gütlichen Auseinanderſetzung geſcheitert. Für die 
Gemeinde Leoben war dieſe Entſcheidung allerdings von großem Vor⸗ 
theile, weil in Folge deſſen ihre Rechte richtiger gewürdigt wurden, 
und auch wirklich die ſpäteren Ausgleichsanträge der Gemeinde weitaus 
günſtigere Ablöſungsbedingungen boten. 

| Noch in demſelben Jahre, als die Entſcheidung des Landesausſchuſſes 
erfloſſen war, wurde ein zweites Ausgleichsproject eingebracht. Der Ge⸗ 
meindeausſchuß von Leoben hat in feiner Sitzung vom 6. Auguſt 1869 
die Grundzüge für einen Ausgleich angenommen, nach welchem der Ge— 
meinde außer einer Reihe von in der Stadt Leoben gelegenen Realitäten 
ein Baarbetrag von 500.000 fl. ausbezahlt werden ſollte. Bemerkens⸗ 
werth für dieſe zweite Ausgleichsaction iſt, daß nach $ 3 der Grund: 
züge das zum Weſentlichen aus den Hochöfen in Vordernberg und dazu 
gehörigen Erzbergantheile beſtehende Factorievermögen veräußert (und 
zwar zur Erzielung eines größeren Kaufſchillings unter möglichſt liberalen 
Zahlungsfriſten), und daß der nach Abzahlung der oben erwähnten 
Summe verbleibende Kaufſchillingsreſt an die beantheilten Bürger nach 
Maßgabe der gewöhnlichen Ausbeutevertheilung ausbezahlt werden ſollte. 
Damit hätte ſonach das Factorievermögen als ſolches aufgehört, zu 
exiſtiren, denn es iſt unzweifelhaft, daß ſich in dem genannten Jahre 
ein Käufer für die Montanentitäten gefunden hätte. Dieſe Ausgleichs⸗ 
action wurde fallen gelaſſen, weil ſich gegen den vorgeſchlagenen Verkauf 
der Radwerke lebhafte Bedenken geltend machten; der Vorſchlag kam 
daher auch nicht zur Vorlage an die Bezirksvertretung. 

ö Nach dieſen verunglückten Verſuchen, einen Ausgleich zu erzielen, 
vergingen nun wieder Jahre; der lebhafte Gang der Eiſeninduſtrie 


daher nach $ 40 der G. O. ſich der Abſtimmung zu enthalten hatten, brachte dem Factorievermögen reiche Erträgniſſe und die beantheilten 
ſowie darauf, daß auch in der Bezirksvertretung einzelne Mitglieder, Bürger konnten anſehnliche Ueberſchüſſe zur Vertheilung bringen. Es 
trotzdem ſie als beantheilte Hausbeſitzer Privatbetheiligte waren, ihr gelangten zur Vertheilung im Jahre 1872 140.000 fl., im Jahre 1873 
Stimmrecht ausgeübt hatten. Der Landesausſchuß erklärt weiters in 160.000 fl., ſelbſt im Jahre 1874 trotz der Folgen der Eiſenkriſe 
feiner Entſcheidung, daß das Factorievermögen unbedingt ein Gemeinde- noch 50.000 fl. 

vermögen im Sinne der G. O. bilde. Dieſer letzterwähnten Ausführung Dieſe Erträgnißvertheilungen hatten einerſeits die Bedeutung des 
möchten wir keine entſcheidende Bedeutung beimeſſen, weil die Frage Rentenbezuges für die beantheilten Häuſer weſentlich gehoben, andererſeits 
über das Eigenthum unter den vorwaltenden Verhältniſſen nur vom aber auch die Meinung über den wahren Werth des Factorievermögens 
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über ein vernünftiges Maß erhöht. Mit dem Rückgange der Eiſeninduſtrie Es waren jedenfalls die Bürger und die gemeine Stadt, ver⸗ 
der mit dem von Jahr zu Jahr ſteigenden Bedarfe der Stadtgemeinde treten durch den Magiſtrat, an dem Rauheiſenverlagsgeſchäfte betheiligt 
in ſehr fühlbaren Contraſt trat und es dahin brachte, daß an die Ge- und hat die gemeine Stadt Leoben als ſolche die Radwerke erworben. 
meinde die Deckung für die Gemeindeauslagen geleiſtet wurde, ohne daß Erſt im Jahre 1786 war eine von der Magiſtratscaſſa geforderte Ver⸗ 
ein Vermögensertrag vorhanden geweſen wäre, machte ſich das Streben waltung und Verrechnung des Verlags und Radwerksvermögens einge- 
nach einer Auseinanderſetzung noch lebhafter geltend. führt worden. Dieſe der erwähnten Schrift entnommenen Ausführungen 

on ; ; Pen e DE... beitätigen das Eine, daß die gemeine Stadt Leoben als ſolche an dem 

Man tt daher zu einer dritten Au ereinbarun : 5 177 f : Ä 

lag ea g 1. burg. Nene Be peer aer | Saete fiene egen betheiligt war, und zwar neben den bürgerlichen Ver⸗ 
daß die Geſammtheit der 152 beantheilten Hausbeſitzer als „Leobner 15975 Es 1 se ee nd das Normale von 
Wirthſchaftsverein“ in den unbeſchränkten Beſitz dieſes Vermögens treten . ”. bezw. und i In er Stadt Seo er ſo weitgehende Rechte 
ſolle, und daß die Gemeinde mit einem Geſammtbetrage von 684.000 fl., 8 Res ja der erſte Compromiß, der über die Gebah⸗ 
in welchen die ſchon früher erwähnten Realitäten zu einem Betrage von rung Eu Neem ae geſchloſſen nut 
84.000 fl. einzurechnen waren — abgefunden werden ſollte. Dieſes Es iſt jedenfalls eine Frage des öffentlichen Rechtes, ob die 
Uebereinkommen, welches der Gemeinde noch günſtigere Bedingungen heutige politiſche Gemeinde die Rechtsnachfolgerin der alten Commune 
bot, als das Ausgleichsoperat von 1869, war von Rechtsverſtändigen it; ſie muß bejaht werden, da eine neue Gemeindeverfaſſung die Con⸗ 
ausgearbeitet, und waren auch bereits die Statuten für den Wirthſchaſts⸗ tinuität des Beſtandes einer Commune nicht unterbrechen kann. Aller⸗ 
verein als Rechtsnachfolger des bürgl. Wirthſchaftsamtes vorbereitet. dings wurde der Kreis der Gemeindegenoſſen in's Unbegrenzte ausge⸗ 
Dieſe Ausgleichsvorlage wurde von den beiden Intereſſenten, der Ge- dehnt, da es ſich heute nicht um eine Kaſte handelt, welche die Auf⸗ 
meinde und dem Wirthſchaftsausſchuſſe, angenommen, und von der nahme von Mitgliedern verweigern kann, ſondern nach dem Geſetze, 
Bezirksvertretung Leoben am 20. December 1875 beſtätigt. Gegen Jeder, der beſtimmte Bedingungen erfüllt, ipso jure Mitglied der Ge⸗ 
dieſen Beſchluß der Bezirksvertretung wurde nun von Seite eines meinde wird. Das Verhältniß zwiſchen den Bürgern der gemeinen Stadt 
Gemeindegenoſſen die Berufung eingebracht, worauf die Bezirksbertretung und dieſer letzteren war ein öffentlichrechtliches, abhängig von den 
ihren früheren Beſchluß in der Sitzung vom 3. Februar 1876 zurück- jeweiligen Privilegien, beziehungsweiſe Geſetzen, keinesfalls ein privat⸗ 
nahm. Die erwähnte Berufung ſtützte ſich zum Theile auf dieſelben rechtliches Es iſt daher unzweifelhaft, daß durch eine geſetzliche Aenderung 
Gründe, welche bereits für die Entſcheidung des Landesausſchuſſes im der Gemeindeverfaſſung die alte Commune als Träger von Rechten und 
Jahre 1869 maßgebend waren; weiters wurden die für die Gemeinde Pflichten nicht entfallen iſt, ſondern daß die heutige moderne Gemeinde 
allerdings nicht zweckmäßigen Zahlungsmodalitäten bemängelt; als aus- als Rechtsnachfolgerin der alten gemeinen Stadt anzusehen iſt. Es können 
ſchlaggebender Geſichtspunkt muß jedoch die ſtrenge Wahrung jenes daher auch nicht die Bürger im engeren Sinne, beziehungsweiſe die Beſitz⸗ 
Standpunktes hervorgehoben werden, der die Gemeinde Leoben als nachfolger der beantheilten Häuſer allein als Rechtsnachfolger der alten 
identiſch mit der früheren gemeinen Stadt Leoben als Eigenthümerin Commune bezeichnet werden. Eine Rechtsnachfolge kann nur rückſichtlich 
des Factorievermögens bezeichnet und eine billige Löſung der beſtehenden bereits beſtehender Separatanſprüche angenommen werden. Für Leoben 
Frage nur darin findet, daß die Gemeinde in den Beſitz und die Ver⸗ waren jedoch bei der Einführung der neuen Gemeindeverfaſſung die 
waltung des Factorievermögens tritt und die beantheilten bürgl. Haus⸗ Rechte der Commune ſowie die Sonderrechte der Bürger im engeren 
beſitzer für ihre Anſprüche im Abfindungswege entſchädigt. Die Wahrung Sinne bereits genau präciſirt, ebenſo die Verwaltung und Gebahrung 
dieſes Standpunktes war um ſo bemerkenswerther, als dieſe Eventualität jenes Vermögens, auf deſſen Erträgniſſe ſowohl die Eommune, als die 
bisher nicht in's Auge gefaßt worden war, und als die Zuſammenſetzung beantheilten Bürger Anſprüche hatten, durch das mehrerwähnte Normale 
des Gemeindeausſchuſſes aus beantheilten Hausbeſitzern allerdings noch von 1813 feſtgeſtellt. Das Vermögen war jedenfalls aus der vere inten 
immer das Bedenken fortbeſtehen ließ, daß von Seite der Vertretung Thätigkeit der Bürger und der gemeinen Stadt zur Zeit des Rauheiſen⸗ 
der pol. Gemeinde nicht die nöthige Objectivität in der Beurtheilung der verlagsgeſchäſtes hervorgegangen, es hatte einen getheilten Charakter 
ſchwebenden Frage zu erwarten war. Mit der Zurücknahme des erſten und die Anſprüche an das Vermögen, beziehungsweiſe deſſen Erträgniſſe 
Beſchluſſes der Bezirksvertretung war nunmehr die Angelegenheit wieder waren zum Theile öffentlichrechtlicher, zum Theile wirklich privatrechtlicher 
vertagt; begreiflicher Weiſe hatte aber die formelle Wahrung der Gemeinde- Natur. Einen Beweis für dieſe Anſchauung liefert jener Compromiß, der 
intereſſen die beſtehenden Grundſätze noch verſchärft Es folgen daher im Jahre 1813 als Normale zur Geltung gelangte, zu einer Zeit, als 
Jahre, in welchen dieſelben öffentlich in Schrift und Wort zum Aus- man die Ausdehnung, welche die Commune heute beſitzt, die Laſten, die 
drucke gelangten. ihr u A, Ik a a = ie daher 1 =. noth⸗ 
i An 1 . wendig, jene Separatrechte der beantheilten Bürger aus der Rechts⸗ 
>; Ein beantheilter Bürger trat der erwähnten — in einer Brochure nal oi nach a en Stadt Leoben“ enen ſowie 1 0 
veröffentlichten — Berufungsſchrift in einer Publication entgegen, welche, | andererseits auch nicht behaupten kann, daß bei Einführung der neuen 
geſtützt a hiſtoriſches Materiale, insbeſondere auf die bereits oben Gemeindeverfaſſung die Gemeinde die Wahrung ihrer Rechte überſehen 
bemerkten Proceßentſcheidungen, das Eigenthum am Factorievermögen den hätte und die Sonderrechte der beantheilten Bürger ſich lediglich auf 


152 beantheilten Bürgern als Rechtsnachfolgern der gemeinen Stadt eine Uſurpation ſtützen, wie dies in dem Aufſatze Pairhuber's „Ueber 


i 5 b 0 5 e Claſſenvermögen“ in dieſer Zeitſchrift “) behauptet wurde. Gerade die 
Autor weiſt nach, daß die gemeine Stadt Leoben die Radwerke in | Comp an erer Verhältuiſſe, wie ſie in Leoben vorlag, mußte aber 
Vordernberg als Haupt⸗Rauheiſenverleger erworben, daß ſie aber aller- einen Ausgleich als die wünſchenswertheſte Form der Löſung erſcheinen 
dings verpflichtet war, dieſen Beſiz im Falle des Begehrens einem laſſen. Die Frage, welches Recht der beiden Intereſſenten das ſtärkere 
hausgeſeſſenen Bürger als Verleger käuflich zu überlaſſen, welcher Fall | ift, welcher von beiden doher unbeſchränkter Eigenthümer werden und 
jedoch thatſächlich nicht eingetreten iſt. Des Weiteren wird bemerkt, daß pen anderen Intereſſenten abfertigen ſolle, iſt damit allerdings noch 
in dem erwähnten Proceſſe zum Schluſſe des vorigen Jahrhunderts die nicht beantwortet, und wir müffen auch geſtehen daß ſie nicht jene 
Separatanſprüche jener letzten Verleger, die ihren Verlag ſeit Aufhebung Würdigung gefunden hat, die fie verdient hätte. Thatsache iſt, daß jene 
der Verlagsprivilegien nicht zurückgezogen hatten, abgewieſen wurden, Art der Löſung, welche da Gemeinde das Eigenthum ſichern Aid die 
und daß das Vermögen entſprechend dem Urtheile des landſteieriſchen beantheilten Bürger durch Capitalsabfertigung entſchädigen ſollte, als dem 
Berggerichtes TE Vordernberg vom 6. eee 1798 beſtehenden Uſus widerſtreitend und den überkommenen Anſchauungen 
„ein gemeinſchaftliches unzertrennliches Eigenthum der gemeinen Stadt entgegengeſetzt wenig Anhänger fand, daher auch keine Ausſicht auf An- 
Leoben oder geſammten Bürgerſchaft daſelbſt“ ſei. Die Schlußfolgerung, nahme von Seite der betheiligten Bürger hatte. 

daß die Rechtsnachfolger der gemeinen Stadt Leoben nicht die heutige { 
politiſche Stadtgemeinde, ſondern nur die 152 hausgeſeſſenen Bürger, (Fortſetzung folgt.) 
bezw. Beſitzer der beantheilten Häuſer ſeien, daß daher auch das Eigen- | 
thum der gemeinen Stadt Leoben nur dieſen als Rechtsnachfolger zu⸗ 
ſtehen könne — weil ſeinerzeit die „gemeine Stadt und geſammte Bürger⸗ 
ſchaft“ auch nur aus den Rechtsvorfahren der 152 Bürger gebildet 
wurde — iſt unſerer Anſchauung nach von fraglichem Werthe. 


Leoben vindicirt. Aus dieſer Schrift erwähnen wir Folgendes: Der 


*) S. Nr. 21 des Jahrg. 1880 dieſer Zeitſchrift. 
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1: 8 5 j Eine Notariatskanzlei kann nicht als ein öffentlicher Verſamm⸗ 
Mittheilungen aus der Praxis. lungsort im Sinne des § 11 der kaiſ. Verordnung vom 20. April 


1854, N. G. Bl. Nr. 96, angeſehen werden. 

Der Zeugſchmied J. K. war in trunkenem Zuſtande in die 
Kanzlei des k. k. Notars M. S. zu C. gekommen und hatte dort ſich 
derart ungebührlich benommen, daß er zuerſt hinausgewieſen, und als 
er gleich darauf dort wieder erſchienen war, mit Polizei abgeführt werden 
mußte. Auf Grund dieſes Thatbeſtandes verurtheilte der Stadtrath von 
C. den Genannten wegen Uebertretung des § 11 der kaiſ. Verordnung 
vom 20. April 1854, R. G. Bl. Nr. 96, zu vierundzwanzigſtündigem 
Arreſte. 

Ueber den Recurs des Verurtheilten hob die k. k. Statthalterei 
zu Graz mit Erlaß vom 18. April 1884, Z. 6029, das angefochtene 
Straſerkenntniß aus dem Grunde auf, weil „eine Notariatskanzlei 
nicht als ein öffentlicher Verſammlungsort angeſehen werden und daher 
der § 11 der citirten kaiſ. Verordnung auf den vorliegenden Fall keine 
Anwendung finden kann“. — In den actlich niedergelegten weiteren 
Motiven dieſer zweitinſtanzlichen Entſcheidung wird erklärt, daß als 
öffentlicher Verſammlungsort nur ein ſolcher Ort angeſehen werden könne, 
der im Vornhinein darauf angelegt und dazu beſtimmt iſt, als Vereini⸗ 
gungspunkt für eine größere Anzahl von Menſchen zu dienen. 

Dr. V. P. 


Zur Abgrenzung der Competenzſphäre zwiſchen Verwaltungs- und 

Gerichtsbehörden in Waſſerrechtsangelegenheiten. Conflicte anläß⸗ 

lich der Ausübung des Fiſchereirechtes gehören nicht in den Wir⸗ 
kungskreis der Verwaltungsbehörden. 

Als die Verwaltung des Großgrundbeſitzes K. den üblichen Fiſch⸗ 
zug im Teiche zu P. bewirken wollte und zu dieſem Behufe die Ablaß⸗ 
ſchleußen am Teichfluder emporheben ließ, hat Joſeph T., welchem die 
Betriebsleitung der anſtoßenden Mühle ſeitens deren Eigenthümer Jo⸗ 
hann T. übertragen war, dieſelben wieder herabgelaſſen, ſo daß der 
Abfluß des Teichgewäſſers verhindert und der Fiſchzug unmöglich gemacht 
war. Erſterer klagte nun wider den Letzteren beim zuſtändigen Bezirks⸗ 
gerichte wegen „Störung im Beſitze des Teiches zu P.“, welche Klage 
jedoch a umine wegen Unzuſtändigkeit der Gerichte überhaupt unter ein⸗ 
facher Berufung auf Reichs- und Landes⸗Waſſergeſetz zurückgewieſen wurde. 

Ueber den Recurs der klageführenden Partei hat jedoch das 
k. k. Oberlandesgericht Prag mittelſt der Entſcheidung vom 7. März 1882, 
8. 7367, nach vorherigem Einvernehmen mit der k. k. böhmiſchen Statt⸗ 
halterei den angefochtenen Beſcheid behoben und dem Erſtrichter aufge⸗ 
tragen, die eingebrachte Beſitzſtörungsklage mit Abſehen von den vermeint⸗ 
lichen Incompetenzbedenken der Erledigung zuzuführen, weil allerdings 
nach § 75 des Reichs⸗Waſſergeſetzes alle Angelegenheiten, welche ſich auf 
die Benützung, Leitung und Abwehr der Gewäſſer beziehen, in den 
Wirkungskreis der politiſchen Behörden gehören, im vorliegenden Falle 
jedoch um eine derartige Angelegenheit es ſich gar nicht handelt. Denn der 
Gegenſtand der eingebrachten Beſitzſtörungsklage iſt nicht etwa eine h | ! 
Störung der Ableitung der Gewäſſer, ſondern eine Störung der vegel- er nn ER der ae e 
rechten Ausübung der Fiſcherei, welche überhaupt ſchon dann gefährdet 3 1145 RUE 0 958 8 36 des Waffen 9 55 10 95 
1 1 1 1 = 107 NT 0 Sen ha 0 Se 5 Me 9 1 des Finding e 115 27 November 1881 9.6 & Nr 28 
wird, welche letztere diesfalls nur inſofern in Betracht kömmt, als ſie 0 5 Era he 
ss Mies Greidung ds angefncbten da de de, be be. de Uebe, denne Ska ann 
en Zweck ſe arſtellt, zumal nach der Klage ohne die „ 5 1 A en 
ſitzer des Teiches angeblich ulehende Ablaſſung des Gewäſſers die Die Verurtheilten brachten nun die Bitte um Strafnachſicht, 
Wen n ee 11 ee 19 ben eu | N en a Innern ertheilte mit Erlaß vom 
Obergerichte mitgetheilten Auffaſſung der k. k. Statthalterei greift in rr 12 — 5 7 5 in er 85 ER den cut d eur 1 5 g 
Fiſchereiangelegenheiten eine Ingerenz der Verwaltungsbehörden nicht 125 A Nad vin = 9 0 952 18 ET 10 a 
A 0 aut 9 195 bes et h 125 n 1 50 5 | fand jedoch bei Johann L. vulgo Neubauer 1 bei Jarob 0 den 

echtsfrage, ob der Beſitzer des Teiches berechtigt ſei, das Gewäſſer des- 2 ; ax er} ; 
ſelben behufs des intendirten Zweckes abzulaſſen, jondern auch nicht betreff > u 1 been 1 9 e 
der Störung des factiſchen Beſitzſtandes, inſofern es ſich um dieſe Ab- | 9115 de 8 87 0 5 915 1 Ar f fallt, 1155 N 150 auc Er 
a 7275 2 — nen 3 Fischuges ee Waffenverfalles jedoch in dieſem Geſege nicht be ründet iß 4 

Dieſe Entſcheidung des Obergerichtes erwuchs in Rechtskraſt, deſſen I ) a u: 
ungeachtet erhob jedoch der Belangte bei der Verhandlung in der e Dr. V. k. 
ſache abermals die Einwendung der Unzuſtändigkeit der Gerichte im All⸗ . * ET. ae 1 
gemeinen, worüber jedoch der Erſtrichter in dem Erkenntnißbeſcheide (mittelſt Das ga ne ee auf 
deſſen übrigens in der hier weiter nicht in Betracht kommenden Provi⸗ . e i 1 b ee 
ſorialſache dem Klagsbegehren zur Gänze ſtattgegeben wurde) erkannte: A. brachte gegen den B. eine Beſitzſtörungsklage ein, indem er 
„Die vom Belangten erhobene Incompetenzeinwendung werde verworfen“, a , 0 1 8 1 1 0 er 3% n bc de 
und ſich im Eingange der Begründung diesfalls blos dahin ausſprach, celle Nr. einen Beſitz geſtört habe; A. gab an, daß dem B. 
es ſei bereits onläßlich des Recurſes ber klagführenden Partei der ur- allerdings das Recht der Servitut des Fahrens bezüglich dieſer Pareelle, 
e 

erlandesgerichtes behoben und die obergerichtliche Behebung rechts⸗ ö Ser j h 
kräftig geworden, und es ſei auch dermal kein Grund vorhanden, der | die factifche, ihm zur Laſt gelegte Ausübung zugeſtehend, innerhalb der 
erhobenen Incompetenzeinwendung ſtattzugeben, weil das factiſche Sub- Schranken feines Rechtes gehandelt zu haben. 


In Straferkenntniſſen wegen Uebertretung des ſteiermärkiſchen 

Landesgeſetzes vom 27. November 1881, L. G. Bl. Nr. 28, be⸗ 

treffend die Jagdkarten kann im Grunde dieſes Geſetzes ein ſtraf⸗ 
weiſer Verfall der Waffen nicht ausgeſprochen werden. 


ſtrat der Klage durch die Verhandlung in der Sache ſelbſt keine Aen⸗ Nach durchgeführter Verhandlung wurde der Kläger in erſter In⸗ 

derung erlitten hat. ſtanz mit ſeinem Begehren abgewieſen, indem das Gericht annahm, 
Desgleichen hat dasſelbe Oberlandesgericht über den Recurs des | daß die Handlung des Geklagten eine Beſitzſtörung nicht begründe. 

Belangten, worin abermals die Zuſtändigkeitsfrage erörtert wurde, zu⸗ Auf den Recurs des Klägers hob das Obergericht das Verfahren 


folge der (den erſtrichterlichen Erkenntnißbeſcheid übrigens auch in der des Gerichtes erſter Inſtanz auf und trug demſelben auf, die Beſitz⸗ 
Hauptſache zur Gänze beſtätigenden) Entſcheidung vom 13. Juni 1882, ſtörungsklage dem Kläger als zum gerichtlichen Verfahren nicht geeignet 
8. 16.599, die angeregte Incompetenz abermals im Hinblicke auf die zurückzuſtellen. Gründe: Der Geklagte ſtützt ſich auf den Vertrag vom 
Rechtskraft feiner früheren Entſcheidung und weiters deshalb als unſtatt⸗ 2. März 1875 und das ihm damit eingeräumte Fahrſervitutsrecht hin⸗ 
haft erkannt, weil während der Verhandlung keine ſolchen Thatumſtände ſichtlich der Parcelle Nr. 1186, welches er dieſem Vertrage gemäß aus⸗ 
an Tag kamen, zufolge deren ein Abgehen von dem vorigen Beſchluſſe geübt haben will. „Nachdem es ſich nun im vorliegenden Falle um die 
in dieſer Richtung begründet wäre, und wurde auch der dawider er- Ausübung einer Feldſervitut, bei welchem das dienende Gut ein zur 
griffene außerordentliche Reviſionsrecurs des Belangten mittelſt der Waldcultur gewidmeter Boden iſt, ſomit um ein Recht handelt, welches 
oberſtgerichtlichen Entſcheidung vom 3. Auguſt 1882, 3. 8751, mit im Sinne des § 1, Abſatz 3 und § 6, lit. u. des kaiſ. Patentes vom 
der Begründung zurückgewieſen, daß in den gleichlautenden Entſcheidun⸗ 5. Juli 1853, R. G. Bl. Nr. 130, der Ablöſung und Regulirung 
gen der Untergerichte weder eine Nichtigkeit, noch eine offenbare Unge- von Amtswegen zu unterziehen iſt, und bezüglich deſſen nach den Beſtim⸗ 
rechtigkeit erkennbar ſei. . mungen des § 37 dieſes Patentes und der Miniſterialverordnung vom 


3. September 1855, R. G. Bl. Nr. 161, die gerichtliche Competenz 
ausgeſchloſſen iſt, hätte über die Klage des A. eine gerichtliche Verhand⸗ 
lung gar nicht eingeleitet werden ſollen und da dieſes geſchehen iſt, ſtellt 
ſich dieſelbe als nichtig dar.“ 

Auf deu von beiden Theilen ergriffenen Reviſionsrecurs hob der 
k. k. oberſte Gerichtshof mit Eniſcheidung vom 19. Februar 1884, 3. 458, 
die Entſcheidung des Obergerichtes auf und trug demſelben auf, über 
den Recurs des Klägers mit Umgangnahme der Incompetenz in der 
Sache zu entſcheiden „in der Erwägung, daß das kaiſ. Patent vom 
5. Juli 1853 nur die Ablöſung der damals beſtandenen Grundlaſten 
behandelt, daß es ſich aber im gegenwärtigen Falle um den ſtreitigen 
Beſitz einer Dienſtbarkeit, welche auf einen ſpäter geſchloſſenen Vertrag 
geſtützt wird, und folglich um einen offenbar zur richterlichen Judicatur 
gehörigen Gegenſtand handelt“. Ger.⸗Ztg. 


Geſetze und Perordnungen. 


1883. II. Semeſter. 


Poft: und Telegraphen-Verordnungsblatt für das Verwaltungs. 
gebiet des k. k. Handelsminiſteriums. 
Nr. 71. Ausgeg. am 6. Juli. 
Poſtdampſſchiffverbindung zwiſchen Liverpool 
Afrika. H. M. Z. 23.143. 27. Juni. 
Anſuchen um Vorſchüſſe zu Rückzahlungen gekündigter Poſtſpareinlagen. 
H. M. Z. 1053. 29. Juni. 
Errichtung eines Poſtamtes im Bahnhofe zu Aſch. H. M. Z. 21.269. 
22. Juni. 
Errichtung eines Poſtamtes in Stachau. H. M. Z. 22.209. 22. Juni. 
Einſchärfung der Beſtimmungen über die Behandlung der Correſpondenzen 
der inländiſchen Behörden und Aemter an die k. und k. Miſſionen und Conſular⸗ 
ämter. H. M. Z. 22.387. 23. Juni. 
Errichtung eines Poſtamtes in Caſtel Teſino. H. M. Z. 20.881. 24. Juni 
Zulaſſung von Correſpondenzkarten mit bezahlter Antwort im Verkehre 
mit den Faröer⸗Inſeln und der britiſchen Colonie Lagos. H. M. 3. 23.149. 
27. Juni. 


und der Weſtküſte von 


Verlegung des Poſtamtes Stettin in Schleſten von dem Bahnhofe Oppahof⸗ 


Stettin in den Ort. H. M. Z. 21.374. 26. Juni. 
Eröffnung der telegraphiſchen Verbindung mit Uruguay via braſilianiſche 
Landlinien. H. M. Z. 20.260. 21. Juni. \ 
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Nr. 75. Ausgeg. am 24. Juli. 

Errichtung eines Poſtamtes zu Henhart. H. M. Z. 24.134. 10. Juli. 

Errichtung eines Poſtamtes in Gröſchelmauth. H. M. Z. 23.599. 12. Juli. 

Errichtung von königl. ungarischen Poſtämtern. H. M. Z. 23.599. 
12. Juli. 

Errichtung eines Poſtamtes in Rymanöow⸗Bad. H. M. Z. 21.620. 12. Juli. 

Einführung des Fahrpoſtdienſtes bei dem Poſtamte in Lagoſta. H. M. 
Z. 24.899. 12. Juli. 

Behandlung der wegen Unterbrechung der regelmäßigen telegraphiſchen 
Verbindungen behufs telegraphiſcher Weiterbeförderung mittelſt Poſt an eine 
inländiſche Telegraphenſtation überſendeten Telegramme. H. M. Z. 4792. 8. Juli. 

Nr. 76. Ausgeg. am 31. Juli. 

Zollgebühren für unbeſtellbare oder nachgeſendete Poſtpackete. H. M. 
3. 38.220 ex 1882. 15. Juli. 

Errichtung der k. k. Bahnpoſten Wien⸗Trieſt und retour Nr. 10. H. M. 
Z. 21.822. 5. Juli. 

Vorlegung von Telegrammen mit unſtatthaften Buchſtabenänderungen, 
beziehungsweiſe Silbenkürzungen. H. M. Z. 21.313. 16. Juli. 

Abänderungen und Ergänzungen zur Telegraphen⸗Tarif⸗Zuſamenſtellung 
H. M. Z. 24.497. 18. Juli. 

Nr. 77. Ausgeg. am 1. Auguſt. 

Abgabe von Poſtſendungen an Truppencommanden, Militärbehörden 

und Heeresanſtalten. H. M. Z. 20.900. 17. Juli. 
Nr. 78. Ausgeg. am 3. Auguſt. 

Abdruck von Nr. 133 R. G. Bl. 

Verzeichniß über als weitere Sammelſtellen beſtimmte Poſtämter. H. M. 
3. 1297. 30. Juli. 

Nr. 79. Ausgeg. am 4. Auguſt. 

Portofreiheit des k. k. Inſtitutes für öſterreichiſche Geſchichtsforſchung an 
der Wiener Univerfität. H. M. Z. 25.584. 24. Juli. 

Zulaſſung von Correſpondenzkarten mit bezahlter Antwort im Verkehre 
mit der britiſchen Colonie Jamaica. H. M. Z. 27.096. 24. Juli. 

Geſtattung der ausnahmsweiſen Beförderungen von an Staats⸗Telegraphen⸗ 
ämter adreſſirten Staats⸗ und Privat⸗Telegrammen an die im gleichen Stand⸗ 
orte beſtehenden Eiſenbahn⸗Telegraphenſtationen. 9. M. Z. 25.753. 21. Juli. 


— Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 
Seine Majeſtät haben deu Legationsrath und Generalconſul in Warſchau 


Aenderungen im Stande der öſterreichiſchen Telegraphen⸗Stationen und Ernſt Freiherrn von Brenner⸗Felsach zum außerordentlichen Geſandten und 


Ergänzungen des Liniennetzes. H. M. Z. 20.663. 16. Juni. 
Nr. 72. Ausgeg. am 14. Juli. 


bevollmächtigten Minifter am königl. portugieſiſchen Hofe ernannt. 


Seine Majeſtät haben dem Oberrechnungsrathe und Vorſtande des Rech⸗ 


nungsdepartements der Finanzdirection in Czernowitz Georg Barek anläßlich 


Neuer Tarif für die Beförderung von Fahrpoſtſendungen nach Italien deſſen Penfionirung taxfrei den Titel und Charakter eines Regierungsrathes 


über die Schweiz. H. M. Z. 23.141. 5. Juli. 


Errichtung eines Poſtamtes in Gomilsko. H. M. Z. 18.066. 28. Juni. 


Ermächtigung der königl. ungariſchen Aerarial⸗Poſtämter Jäszbereny 
und Väcz (Waitzen) zur Vermittlung von Poſtanweiſungen über mehr als 200 fl. 
und von Nachnahmeſendungen bis 500 fl. H. M. Z. 23.378. 30. Juni. 

Errichtung eines Poſtamtes in Damboritz. H. M. Z. 23.125. 4. Juli. 

Poſtdampfſchiffverbindungen von Antwerpen nach Braſilien und den La 
Plata⸗Staaten. H. M. Z. 23.148. 5. Juli. 

Feſtſetzung des Poſtrittgeldes im königl. ungariſchen Poſtgebiete für das 
II. Semeſter 1883. H. M. Z. 23.958. 5. Juli. 

Abänderungen und Ergänzungen zur Telegraphen⸗Tarif⸗Zuſammenſtellung. 
H. M. 8. 22.171. 30. Juni. 

Nr. 73. Ausgeg. am 19. Juli. 

Errichtung der k. k. Bahnpoſten Prag⸗Georgswalde und retour Nr. 43 
und 44. H. M. Z. 24.300. 5. Juli. 

Termin zur Annahme der von der öſterreichiſch-ungariſchen Bank einbe⸗ 
rufenen Noten der „Privilegirten öſterreichiſchen Nationalbank“ zu 1000 fl. öſterr. 
Währ. mit dem Datum vom 1. März 1858. H. M. Z. 24.290. 7. Juli. 

Verwendung der gewöhnlichen Poſt⸗Begleitadreſſen zu den in Ungarn zur 
Aufgabe gelangenden Colis postaux. H. M. Z. 23.380. 8. Juli. 

Nr. 74. Ausgeg. am 22. Juli. 

Abdruck von Nr. 130 R. G. Bl. 

Abänderung des § 24, Alinea 3 der Durchführungs⸗Verordnung vol) 
10. October 1882 zum Poſtſparcaſſengeſetze vom 28. Mai 1882. H. M. Z. 434. 
17. Juli. 


Aenderungen im Briefpoſt⸗Tarife. H. M. Z. 24.885. 10. Juli. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


. . an en ̃ —— — 


Verantwortlicher Reiſaeteur: A. Heilmann. 


verliehen. 


Seine Majeſtät haben dem Oberpoſtverwalter Ignaz Grimm anläßlich 


feiner Penſionirung taxfrei den Titel eines kaiſerlichen Rathes verliehen. 


Seine Majeſtät haben dem Stationsvorſtande der a. p. Kai er Ferdinands⸗ 


Nordbahn in Troppau Karl Martini das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone 
verliehen. 


Der Finanzminiſter hat den Rechnungsrevidenten Thaddäus Zebrowski 


zum Rechnungsrathe der Finanz⸗Landesdirection in Lemberg ernannt. 


Der Finanzminiſter hat die Steuerinſpectoren Vincenz Barcik, Julian 


Jakiel und Demeter Tanczuk zu Steuer⸗Oberinſpectoren bei der galiziſchen 
Finanz⸗Landesdirection ernannt. 


Erledigungen. 


Forſtinſpections⸗Adjunctenſtelle bei der politiſchen Verwaltung in Krain 
in der zehnten Rangsclaſſe, Reiſepauſchale ꝛc., bis 20. November. (Amtsbl. 


Nr. 251.) 


Rechnungsrevidenten⸗, eventuell Rechnungsofficials⸗ und Rechnungsaſſiſten⸗ 
tenſtellen bei der k. k. niederöſterreichiſchen Statthalterei in der neunten, bezie⸗ 
hungsweiſe der zehnten und eilften Rangsclaſſe, bis Mitte November. (Amtsbl. 
Nr. 253.) 

Mehrere Steueramtsadjunctenſtellen in Niederöſterreich in der eilften 
Rangsclaſſe gegen Caution, bis Ende November. (Amtsbl. Nr. 254.) 

Rechnungsofficialsſtelle bei den Rechnungsdepartements der Steueradmini⸗ 
ſtrationen in Wien in der zehnten Rangsclaſſe, eventuell eine Rechnungsaſſiſten⸗ 
tenſtelle in der eilften Rangsclaſſe, bis Ende November. (Amtsbl. Nr. 254.) 

Kanzliſtenſtelle bei der küſtenländiſchen Statthalterei in Trieſt in der 
eilften Rangsclaſſe, bis Mitte December. (Amtsbl. Nr. 255.) 


Hiezu als Beilage: Bogen 26 der Erkennt⸗ 
niſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes. BEE 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


